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Vorblatt 


Viertes Gesetz 

über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

1. Anpassung der Versorgungsbezüge nach § 56 des Bundes- 
versorgungsgesetzes entsprechend der Anpassung der Be- 
standsrenten in der Arbeiterrentenversicherung an die 
durchschnittliche Entwicklung der Löhne und Gehälter der 
Jahre 1967 bis 1969, 

2. Beseitigung von Härten im Bereich der Kriegsopferfürsorge 
und der Witwen- und Waisenbeihilfe, 

3. Versorgung von Personen, die im spanischen Bürgerkrieg 
auf republikanischer Seite gekämpft haben, 

4. redaktionelle Änderungen. 


B. Lösung 

1. Anhebung der in § 56 des Bundesversorgungsgesetzes näher 
bestimmten Leistungen um rund 9,5 v, H. 

2. Für die Gewährung der Elternrechte ist es seit dem 2. NOG 
(1964) nicht mehr erforderlich, daß der Verstorbene der 
Ernährer der Eltern geworden wäre. Für die Kriegsopfer- 
fürsorge sollen entsprechende Folgerungen gezogen werden. 

Witwen- und Waisenbeihilfe soll auch den Hinterbliebenen 
von Beschädigten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 und 60 v. H. gewährt werden können, wenn ihre Ver- 
sorgung wegen der Schädigung erheblich beeinträchtigt ist. 
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3. Ausdehnung des Personenkreises, auf den das Bundesver- 
sorgungsgesetz entsprechend anzuwenden ist (§ 82 BVG), 

4. klarstellende Änderungen des Gesetzestextes. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Anpassung der Versorgungsbezüge sowie die struk- 
turellen Verbesserungen ergeben sich im Haushaltsjahr 1973 
Mehraufwendungen zu Lasten des Bundes in Höhe von 548,7 
Millionen DM. Die Auswirkungen auf die Folgejahre 1974 bis 
1976 beträgt (in Millionen DM) : 

1974 1975 1976 

536,0 528,0 520,1 
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Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordniing 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Vierten Gesetzes über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes 

(Viertes Anpassungsgesetz — KOV — 4. AnpGKOV — ) 

— Drucksache VI/3483 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Nölling 


Der Gesetzentwurf wurde in der 191. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 14. Juni 1972 feder- 
führend an den Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung und gemäß § 96 GO an den Haushalts- 
aussdiuß überwiesen. Der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hat den Gesetzentwurf in seiner j 
Sitzung am 16. Juni 1972 beraten. Im Hinblick auf | 
die Eilbedürftigkeit des Gesetzentwurfs hat der 
Ausschuß seine Beschlüsse vorbehaltlich der Stel- 
lungnahme des Haushaltsausschusses gefaßt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
sich dafür ausgesprochen, im wesentlichen die 
Regierungsvorlage — Drucksache VI/3483 — zu 
übernehmen und zusätzlich folgende Änderungs- 
vorschläge des Bundesrates aufzugreifen: 

Nummer 3 des Änderungsvorschlages des Bundes- 
rates (zu Artikel 1 Nr. 10 des Regierungsentwurfs) 

Änderung des § 33 b Abs. 4 BVG mit dem Ziel, 
den Kinderzuschlag für gebrechliche Kinder nach 
Vollendung des 27. Lebensjahres erneut zu ge- 
währen, wenn das Kind zwischenzeitlich erwerbs- 
tätig war. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Än- 
derung wurde jedoch entsprechend der Anregung 
der Bundesregierung in veränderter Fassung be- 
schlossen. 

Nummer 6 des Änderungsvorschlages des Bundes- 
rates (zu Artikel 1 Nr. 18 des Regierungsentwurfs) 

Änderung des § 45 Abs. 3 BVG mit dem Ziel, für 
gebrechliche Waisen den gleichen Rechtszustand 


zu schaffen wie für Kinder entsprechend dem vor- 
stehenden Vorschlag Nr. 3. Es wurde die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Fassung beschlos- 
sen. 

Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a und Nr. 18 des 
Regierungsentwurfs wurde nicht beschlossen, da die 
Änderung des Begriffes „Ersatzdienst“ in „Zivil- 
dienst“ noch nicht wirksam geworden ist. 

Der Entwurf sieht eine Anhebung der in § 56 des 
Bundesversorgungsgesetzes genannten Leistungen 
I entsprechend dem Vomhundertsatz, um den die 
Bestandsrenten in der Arbeiterrentenversicherung 
angepaßt werden, mit Wirkung vom 1. Januar 1973 
vor, was einer Erhöhung um durchschnittlich 9,5 v. H. 
entspricht. 

Darüber hinaus sind Änderungen vorgesehen, 
durch die Härten bei der Betreuung von Eltern im 
Bereich der Kriegsopferfürsorge vermieden werden 
sollen, und durch die der Schutz arbeitsunfähig er- 
krankter Beschädigter vor Einkommenseinbußen 
vervollkommnet werden soll. Ferner sollen Witwen- 
und Waisenbeihilfen, die nach geltendem Recht 
als laufende Rentenleistungen gewährt werden, 
wenn der Tod des Beschädigten nicht mit den an- 
erkannten Gesundheitsstörungen zusammenhängt, 
in Zukunft auch an Hinterbliebene solcher Beschä- 
digter gezahlt werden können, deren Minderung 
der Erwerbsfähigkeit 50 v. H. oder 60 v. H. be- 
tragen hatte. Deutsche Staatsangehörige, die am 
spanischen Bürgerkrieg auf republikanischer Seite 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 3564 


Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 


teilgenommen haben, sollen künftig — wie dies bei 
Angehörigen der Legion Condor schon seit Jahren 
der Fall ist — unter bestimmten Voraussetzungen ; 
Versorgung erhalten. Einige weitere Änderungen 
haben klarstellende oder redaktionelle Bedeutung. 

Der Ausschuß hatte sich mit zwei Änderungs- 
anträgen der CDU/CSU-Fraktion zu befassen, mit 
denen ' 

— eine Erhöhung des vollen Bestattungsgeldes . 
nach §§ 36 und 53 BVG von 750 DM auf 
1000 DM 

und 

— eine neue Regelung in § 51 BVG einzufügen, 
wonach künftig Leistungen auf Grund von * 
bürgerlich-rechtlichen IJnterhaltsansprüchen ge- , 
gen Abkömmlinge nicht mehr als Einkommen 1 
anzurechnen sind, 

angestrebt wurde. Nach eingehender Aussprache 
über die damit zusammenhängenden rechtlichen : 
und finanziellen Probleme zog die Opposition diese 
Anträge wegen der finanziellen Mehrbelastungen, ; 
die in der Zeit von 1973 bis 1976 insgesamt 76 Mil- 
lionen DM betragen würden, zurück. Der Ausschuß 
hat statt dessen einstimmig einen Entschließungs- ; 
antrag beschlossen, durch den die Bundesregierung 
ersucht wird zu prüfen, ob die angestrebten An- ^ 
derungen möglich sind und ggf. bei der Vorlage i 
des 5. AnpG — KOV entsprechende Änderungen I 
des Bundesversorgungsgesetzes vorzuschlagen. | 

Bei den Beratungen des Ausschusses wurden 
folgende Probleme besonders eingehend behandelt; 

Bei der Beratung über die beiden vorgenannten 
Anträge der CDU/CSU-Fraktion wurde auch er- 
örtert, ob für die vorgeschlagenen Änderungen ggf. i 
im Haushaltsansatz für die Kriegsopferversorgung | 
eine Deckungsmöglichkeit gefunden werden könnte. ; 
Es ergaben sich jedoch keine Anhaltspunkte dafür, | 
daß dies zumindest wahrscheinlich sei. | 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates zu Arti- I 
kel 1 Nr. 16 des Regierungsentwurfs führte zu einer | 
eingehenden Aussprache über die Frage einer teil- j 
weisen oder völligen Nichtanrechnung der Witwen- | 
grundrente auf den Schadensausgleich. Seitens der ; 
CDU/CSU-Fraktion wurde darauf hingewiesen, daß | 
die mit dem Dritten Anpassungsgesetz — KOV be- i 
schlossene Harmonisierung der Anpassungsvor- | 
Schriften nicht zu einer befriedigenden Lösung der ; 
Problematik geführt hätte. Dieser Auffassung wurde ; 


unter Hinweis auf die Modellrechnung in der 
Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundes- 
rates widersprochen. Dabei wurde dargelegt, daß 
die angenommenen Veränderungsraten der für die 
Feststellung des Schadensausgleidis maßgebenden 
Vergleichseinkommen mit denen der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage, die den Anpassungen der 
Grundrente zugrunde lägen, übereinstimmten. Dies 
sei im Interesse der Vergleichbarkeit notwendig und 
im Rahmen einer längerfristigen Betrachtung auch 
durchaus sachgerecht. Ferner wurde die Frage er- 
örtert, welche Bedeutung die von der Bundes- 
regierung erwähnte Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts für die Wertung der Witwen- 
rente hat. 

Auf Anregung der CDU/CSU-Fraktion wurde er- 
örtert, ob gewisse Verbesserungen für Personen, die 
hilflose Beschädigte gepflegt haben, notwendig sind. 
Seitens der Bundesregierung wurde in diesem Zu- 
sammenhang auf die schon heute bestehende Mög- 
lichkeit hingewiesen, Beiträge für eine Renten- 
versicherung von Pflegepersonen im Rahmen der 
Erhöhung der Pflegezulage entsprechend den tat- 
sächlichen Aufwendungen zu ersetzen. 

Bei der Erörterung des Änderungsvorschlags Nr. 9 
des Bundesrates, nach dem in das Gesetz über die 
Errichtung der Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung eine Stadtstaatenklausel aufgenom- 
men werden soll, stellte sich eine nochmalige Prü- 
fung des gesamten Fragenkomplexes durch die 
Bundesregierung als notwendig heraus. In diesem 
Zusammenhang wurde die Bundesregierung ge- 
beten, den Fraktionen des Deutschen Bundestages 
noch vor der Zweiten und Dritten Lesung im Ple- 
num Vorschläge für eine Entscheidung zu unter- 
breiten. Einmütig war der Ausschuß der Auffassung, 
daß sich eine Verwaltungsvereinfachung nicht zu 
Lasten der Versorgungsberechtigten auswirken 
dürfe. 

Das vorliegende Vierte Anpassungsgesetz hat im 
Jahre 1973 Mehrausgaben an Bundesmitteln in 
Höhe von 548,7 Millionen DM zur Folge, von denen 
542,7 Millionen DM auf die Anpassung der Renten- 
leistungen um durchschnittlich 9,5 v. H. entfallen. 

Die Mehrausgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
tragen in den Folgejahren 1974 bis 1976 (in Mil- 
lionen DM) : 

1974 1975 1976 

536,0 528,0 520,1 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Dr. Nölling 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3483 — mit 
der Maßgabe, daß in Artikel 1 

a) Nummer 10 Buchstabe a folgende Fassung 
erhält: 

,a) In Absatz 4 wird nach Satz 2 folgender 
Satz eingefügt; 

„Hatte ein Kind, das bei Vollendung des 
siebenundzwanzigsten Lebensjahres kör- 
perlich oder geistig gebrechlich war, nach 
diesem Zeitpunkt eine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt, so ist der Kinderzuschlag erneut 
zu gewähren, wenn und solange es wegen 
desselben körperlichen oder geistigen Ge- 
brechens erneut außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten."', 

b) Nummer 18 folgende Fassung erhält: 

,18, In § 45 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 

„Hatte eine Waise, die bei Vollendung 
des siebenundzwanzigsten Lebensjahres 
körperlich oder geistig gebrechlich war, 
nach diesem Zeitpunkt eine Erwerbs- 


tätigkeit ausgeübt, so ist die Waisen- 
rente erneut zu gewähren, wenn und 
solange sie wegen desselben körper- 
lichen oder geistigen Gebrechens erneut 
außerstande ist, sich selbst zu unter- 
halten."', 

im übrigen unverändert nach der Vorlage an- 
zunehmen; 

2, folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht 
zu prüfen, ob es möglich ist, 

1. das Bestattungsgeld nach den §§ 36 und 53 
des Bundesversorgungsgesetzes zu erhöhen 
und 

2. auf die Anrechnung bürgerlich-rechtlicher 
Unterhaltsansprüche gegenüber noch leben- 
den Kindern im Rahmen der Elternversorgung 
nach § 51 des Bundesversorgungsgesetzes zu 
verzichten, 

und gegebenenfalls bei der Vorlage des Ent- 
wurfs eines Fünften Gesetzes über die Anpas- 
sung der Leistungen des Bundesversorgungs- 
gesetzes entsprechende Änderungen vorzu- 
schlagen. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Dr. Nölling 

Berichterstatter 



